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Lockerung der Lieferketten- 

Sorgfaltspflichten in Deutschland 
Die jüngste Weisung der Bundesregierung bringt kurzfristige administrative Erleichterungen 
nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG), bedeutet jedoch keine dauerhafte 
Abkehr von der Verantwortung in der Lieferkette. Mit dem Inkrafttreten der EU-Richtlinie 
über die unternehmerische Sorgfaltspflicht im Bereich Nachhaltigkeit (Corporate Sustaina-
bility Due Diligence Directive – CSDDD) und dem Fortschreiten der europäischen Nachhal-
tigkeitsagenda sollten Unternehmen diese Übergangsphase nutzen, um Compliance-Struk-
turen zu konsolidieren, Datenqualität zu verbessern und Vorbereitungen für die Einführung 
verbindlicher EU-weiter Sorgfaltspflichten ab 2028 zu treffen. 

Politische Entscheidung in 
Deutschland 

Am 26. September 2025 wiesen das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) und das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales (BMAS) das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) an, 
das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
(LkSG) mit Zurückhaltung anzuwenden. Nach 
der Änderung durch das Bundeskabinett vom 
3. September 2025 wurde die Berichtspflicht 
für Unternehmen rückwirkend aufgehoben 
und neun von dreizehn Ordnungswidrig-
keitstatbeständen gestrichen. 

Das BAFA wird keine Unternehmensberichte 
mehr prüfen oder diesbezügliche Verfahren 
führen und Sanktionen nur noch in Ausnahme-
fällen schwerer Menschenrechtsverletzungen 
verhängen. Der Fokus verlagert sich auf Bera-
tung und die Zusammenarbeit mit Unterneh-
men. 

Bedeutung für die CSDDD 

Vorbehaltlich einer (sehr wahrscheinlichen) 
Einigung im EU-Trilog muss die EU-Richtlinie 
über die Sorgfaltspflicht von Unternehmen im 
Bereich der Nachhaltigkeit (CSDDD, Richtlinie 
(EU) 2024/1760) bis Juli 2027 umgesetzt wer-
den, die ersten Pflichten gelten dann ab 2028. 

Die Lockerung des LkSG und der CSDDD ver-
schafft vorübergehende Erleichterung, befreit 
Unternehmen jedoch nicht von der bevorste-
henden EU-Regelung.  

Die CSDDD wird harmonisierte Sorgfalts-
pflichten wieder einführen und die Bußgel-
der angleichen. 

Weiterer EU-Kontext 

Das „Omnibus-Paket 2025“ verschiebt sowohl 
die CSDDD- als auch die CSRD-Fristen (Cor-
porate Sustainability Reporting Directive) um 
ein Jahr und gewährt damit begrenzte zusätz-
liche Vorbereitungszeit. Andere Maßnahmen – 
wie die EU-Entwaldungsverordnung (EUDR) 
oder der CO₂-Grenzausgleichsmechanismus 
(CBAM) – werden fortgeführt, wenn auch teil-
weise mit Verzögerungen.  

Auswirkungen  

Die derzeitige Lockerung ist als vorüberge-
hende Entlastung zu verstehen. Unternehmen 
sollten ihre Sorgfaltspflichtenprozesse auf-
rechterhalten und ausbauen, das Risikoma-
nagement in der Lieferkette stärken und wei-
terhin CSRD-Daten, EUDR-Rückverfolgbarkeit 
sowie CBAM-Emissionsberichte integrieren. 
Die gewonnene Zeit sollte genutzt werden, um 
sich auf die Anwendung der CSDDD ab 2028 
vollständig vorzubereiten.  

Next Step: Kontaktaufnahme 

Kontaktieren Sie uns für eine individuelle Be-
ratung zu den umfassenden regulatorischen 
Anforderungen bezüglich Nachhaltigkeit und 
Lieferkettenmanagement.  

T  + 49 30 / 2332 895 0 
E  info@reuschlaw.de 
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